


MARTIN HENSSLER 

Der Arbeitsvertrag im Konzern 



Schriften zum Sozial- und Arbeitsrecht 

Band 70 



Der Arbeitsvertrag 
im Konzern 

Von 

Dr. Martin Henssler 

DUNCKER & HUMBLOT I BERLIN 



CIP-Kurztitelaufnahme der Deutschen Bibliothek 

Henssler, Martin: 
Der Arbeitsvertrag im Konzern / von Martin Henssler. 
Berlin: Duncker und Humblot, 1983. 

(Schriften zum Sozial- und Arbeitsrecht; Bd.70) 
ISBN 3-428-05442-3 

NE: GT 

Alle Rechte vorbehalten 
@ 1983 Duncker & Humblot, Berl1n 41 

Gedruckt 1983 bei Buchdruckerei A. Sayffaerth - E. L. Krohn, Berl1n 61 
Printed in Germany 

ISBN 3 428 05442 3 



Vorwort 

Die vorliegende Untersuchung befaßt sich mit aktuellen Problemen, 
die sowohl für die Wissenschaft als auch für die Praxis von Bedeutung 
sind. Sie richtet sich daher auch an den Personaljuristen im konzern-
mäßig verbundenen Unternehmen sowie an die Rechtssekretäre der 
Gewerkschaften. Ihnen sollen Argumentationsmöglichkeiten bei indivi-
dualarbeitsrechtlichen Problemen in Konzerngesellschaften aufgezeigt 
werden. Ziel der Arbeit ist es, Anregungen zu einer Neu- bzw. Um-
orientierung des Arbeitsrechts in verbundenen Unternehmen zu geben, 
das bislang die dort bestehenden Besonderheiten zu wenig berücksich-
tigt. Über jeden - auch kritischen - Hinweis aus der Praxis zu meinem 
Thema, dem auch weiterhin mein Interesse gilt, würde ich mich sehr 
freuen. 

Die Arbeit hat der juristischen Fakultät der Universität Konstanz 
zum Wintersemester 1982/83 als Dissertation vorgelegen. Für die Ver-
öffentlichung wurden Literatur und Rechtsprechung auf den Stand von 
Anfang 1983 ergänzt. 

Besonders herzlich zu danken habe ich Herrn Professor Dr. Bernd 
Rüthers, der die Arbeit betreut und ihre zügige Fertigstellung durch 
eine Vielzahl von Anregungen stets gefördert hat. Herrn Professor 
Dr. Hugo Seiter sei für sein Zweitgutachten sowie für manchen kritischen 
Hinweis ebenfalls gedankt. 

Herrn Professor Dr. Dr. h. c. J. Broermann danke ich für die Auf-
nahme der Arbeit in diese Schriftenreihe. 

Mein herzlicher Dank gilt schließlich dem Arbeitskreis Wirtschaft und 
Recht für die Gewährung eines großzügigen Druckkostenzuschusses. 

Ich widme die Arbeit meinen Eltern. 

Konstanz, im Mai 1983 
Martin Henssler 
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Erstes Kapitel 

Das Problem 

A. Das Konzernarbeitsredd in der Remtswissensmaft 

Die Neufassung des Betriebsverfassungsgesetzes von 1972 sowie die 
Diskussion um das Mitbestimmungsgesetz von 1976 führten dazu, daß 
ein lange vernachlässigtes Randgebiet arbeitsrechtlicher Dogmatik in 
das Blickfeld geriet: 

Das Arbeitsrecht im Konzern. 

Regelungen, wie die §§ 54 ff. BetrVG und § 5 MitbestG, zwangen die 
Arbeitsrechtswissenschaft, die kollektivrechtliche Seite dieses Problem-
feldes vertieft zu behandeln. Der Bereich des Individualarbeitsrechts 
blieb dagegen weitgehend ausgespart. Martens1 kommt der Verdienst 
zu, die hier auftauchenden Fragen bislang als einziger angesprochen 
zu haben. Diese Zurückhaltung der Literatur ist nicht gerechtfertigt. 
Auch das Arbeitsverhältnis im Konzern bietet eine Fülle von Proble-
men, deren dogmatisch und methodisch einheitliche Behandlung sich 
seit langem aufdrängt. 

Angesichts der zunehmenden Konzentration und internationalen Ver-
flechtung der deutschen Wirtschaft liegt hier ein Problemgebiet, das 
künftig Literatur und Rechtsprechung verstärkt beschäftigen wird. 
Genaue Zahlen über den derzeitigen Konzernierungsgrad der deutschen 
Wirtschaft liegen nicht vorl. Schätzungen gehen aber davon aus, daß 
bereits weit mehr als zwei Drittel aller Aktiengesellschaften in irgend-
einer Weise konzernverbunden sindl • 

1 Martens, BAG-Festschrift, 367 ff. 
S Vgl. das 4. Hauptgutachten 1980/81 der Monopolkommission: BT-Drucks.9/ 

1892, S. 115 ff., 124 ff., das die Eigentumsverhältnisse an den 100 größten 
deutschen Unternehmen untersucht. 

3 Emmerich / Sonnenschein, Konzernrecht, 6; Winter, Die wechselseitige Be-
teiligung von Aktiengesellschaften, 1 m. w. N. 
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B. Die arbeitsremtlime Interessenlage im Konzern 

Das in einen Konzern eingegliederte Unternehmen verliert durch die 
Konzernierung einen wesentlichen Teil seiner unternehmerischen Auto-
nomie. Die Planungs- und Entscheidungsgewalt in den wichtigen unter-
nehmerischen Fragen verlagert sich von der abhängigen Gesellschaft 
zur herrschenden. Insbesondere das konzerninterne Personal- und 
Sozialwesen ist vielfach durch eine Zentralisierung gekennzeichnet4• 

Häufig werden etwa Nachwuchskräfte zunächst in der Konzernober-
gesellschaft eingestellt und für den späteren Einsatz in der Leitung 
von Tochtergesellschaften geschult, um sie mit den Grundsätzen der 
Konzernpolitik vertraut zu machen5• 

Trotz der engen wirtschaftlichen Verflechtung der Konzernglieder 
geht das geltende Recht unbestrittenermaßen von der rechtlichen Selb-
ständigkeit jedes einzelnen Konzernunternehmens aus. So läßt auch das 
Arbeitsrecht bislang die Konzernverbundenheit eines Arbeitgebers weit-
gehend unberücksichtigt. Es vernachlässigt die Nachteile und Gefahren, 
die die Aufspaltung der wirtschaftlichen Funktionseinheit in selbstän-
dige Gesellschaften für den Arbeitnehmer mit sich bringt. 

Allein durch die Aufteilung der wirtschaftlichen Einheit ist der 
Arbeitnehmer im Konzern vielfach schlechter gestellt als der Arbeit-
nehmer eines Großunternehmens, in dem die organisatorischen Ein-
heiten lediglich unselbständige Betriebe bilden. So kennt etwa das 
Kündigungsschutzgesetz keinen über den Unternehmensbereich hinaus-
gehenden Weiterbeschäftigungsanspruch. Eine Reihe arbeitsrechtlicher 
Vorschriften knüpft Vergünstigungen für Arbeitnehmer - etwa 
die Unverfallbarkeit von Betriebsrentenanwartschaften oder verlän-
gerte Kündigungsfristen - an längere Betriebs- bzw. Unternehmens-
zugehörigkeit an. Lehnt man eine konzernweite Auslegung dieser Vor-
schriften ab, so hat die in der Praxis gebräuchliche Versetzung inner-
halb eines Konzerns für den Arbeitnehmer die negative Folge, daß die 
erforderliche längere Betriebs- bzw. Unternehmenszugehörigkeit nicht 
entsteht. Sie kann dann nur durch spezielle Vereinbarungen erreicht 
werden, deren Zustandekommen die Bereitschaft des Arbeitgebers vor-
aussetzt. Davon abgesehen birgt die wirtschaftliche Unselbständigkeit 
eines Arbeitgebers erhöhte Gefahren für die Sicherheit der Rechts-
steIlung des Arbeitnehmers und seines Arbeitsplatzes. 

4 Baum, Gestaltung und Organisation der Führung und Leitung deutscher 
und britischer Konzerne, 129 ff.; Rehbinder, Konzernaußenrecht, 48. 

5 Baum, 129 f.; Harms, Konzerne im Recht der Wettbewerbsbeschränkun-
gen, 114. 
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Das Arbeitsrecht ist auf den typischen Fall des autonomen Arbeit-
gebers zugeschnitten, dessen unternehmerische Entscheidungen sich an 
den Interessen des Betriebes und der Belegschaft orientieren6• Der in 
einer abhängigen Konzerngesellschaft beschäftigte Arbeitnehmer findet 
dagegen einen Arbeitgeber vor, der nicht mehr diese Interessen verfolgt, 
sondern für den die Konzernpolitik ausschließliche Richtschnur ist7• Die 
Folge sind wirtschaftliche Gefahren für das beherrschte Unternehmen, 
auf die weder der Arbeitgeber noch der Arbeitnehmer Einfluß nehmen 
können. So kann die Konzernspitze das abhängige Unternehmen zur 
Abgabe der produzierten Güter gegen ungünstige Konzernverrech-
nungspreise oder sogar zur Stillegung eines Betriebes zwingen. Die ab-
hängige Gesellschaft kann auf diese Weise in wirtschaftliche Schwierig-
keiten geraten, obwohl der Gesamtkonzern hohe Gewinne erzielt. Ist 
es in diesen Fällen gerechtfertigt, die sozialen Ansprüche (wie die be-
triebliche Altersversorgung oder Sozialplanansprüche) der Arbeitneh-
mer ausschließlich nach der Lage der abhängigen Arbeitgebergesell-
schaft zu beurteilen? Kann der Arbeitnehmer sich an die herrschende 
Gesellschaft halten, wenn sein konzernabhängiger Arbeitgeber zur 
Lohnzahlung nicht mehr in der Lage ist? Wie steht es schließlich mit 
konzerndimensionalen Weiterbeschäftigungsansprüchen, wenn die herr-
schende Konzerngesellschaft den Verlust des Arbeitsplatzes durch 
konzerninterne Umstrukturierungen verursacht hat? Können möglicher-
weise sogar generell der Konzernobergesellschaft Schutzpflichten gegen-
über den Arbeitnehmern der abhängigen Gesellschaften auferlegt 
werden? 

All dies sind Grundfragen, mit denen sich das Konzernarbeitsrecht 
auseinanderzusetzen hat. Es geht darum, die Gestaltungsfreiheit im 
Recht der Unternehmensformen mit den Sozialgestaltungsideen des 
Gesetzgebers im Individualarbeitsrecht in Einklang zu bringen8• Den 
zumindest teilweise durchaus berechtigten Interessen des Unternehmers 
an der Aufspaltung seines Unternehmens in rechtlich selbständige Ge-
sellschaften stehen die geschützten Interessen der Arbeitnehmerschaft 
gegenüber. Keines dieser Interessen muß von vornherein zurückstehen. 
Radikallösungen, wie etwa das vollständige Ignorieren der rechtlichen 
Selbständigkeit der Konzernglieder im Arbeitsrecht, sind offenkundig 
verfehlt. Andererseits können die Ergebnisse der Kautelarjurisprudenz 
nicht generell die Wertgrundlagen des Arbeitsrechts aus den Angeln 
heben, so daß auch die Gegenansicht, welche die Konzernverbundenheit 

6 Vgl. Fuchs, Der Konzernbetriebsrat, 30; ReuteT, Privatrechtliche Schran-
ken der Perpetuierung von Unternehmen, 71 f. 

7 DäubleT, Arbeitsrecht 2, 349. 
8 ReuteT, Privatrechtliche Schranken der Perpetuierung von Unterneh-

men,5. 
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